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aus õ sie sind eine freiwillige Selbstverpflichtung, die 
von allen Mitgliedern unserer Bundestagsfraktion 
verbindlich eingehalten werden müssen. Ein generel-
les Verbot von Nebenverdiensten, wie es manche 
linke Abgeordneten fordern, sehe ich hingegen kri-
tisch, auch wenn ich selbst nicht betroffen bin. Denn 
wir wollen nicht nur Beamte oder Studienabbrecher 
im Deutschen Bundestag haben, wir wollen auch 
Landwirte, Unternehmer, Handwerker, Ärzte, Ingeni-
eure, Steuerberater und andere Selbständige als Ab-
geordnete. Und da das Mandat immer auf Zeit ist, 
müssen die ihre Praxen, Betriebe, Kanzleien, Büros, 
etc. weiter am Leben erhalten können. Wenn die al-
les verkaufen, schließen oder abwickeln müssten, 
würden sie nicht mehr für den Bundestag kandidie-
ren. Allerdings kann es nicht sein, während des Man-
dats eine Beratungsfirma zu gründen und darüber 
quasi aus dem Mandat heraus noch weitere Einnah-
men zu generieren. 

Das zweite Thema, das für viele nicht weniger ärger-
lich ist, ist das Krisenmanagement bezüglich der 
Corona-Pandemie. Dazu fallen mir fünf Stichpunkte.  

Da ist erstens der Frust. Ich kann absolut nachvoll-
ziehen, dass die Leute die Schnauze voll haben. Bitte 
verzeihen Sie mir die klare Sprache. Das geht mir 
nicht anders und das haben wir diese Woche auch 
über zwei Stunden in der Fraktion diskutiert. Ich wür-
de auch gerne wieder verreisen, im Restaurant essen, 
ins Stadion gehen. Aber wir müssen feststellen, dass 
die Anfang März vereinbarten Lockerungen der Bun-
deskanzlerin gemeinsam mit den Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder nicht zielfüh-
rend waren.  

Das ist der zweite Punkt: die Sorge vor einer pande-
mischen Situation wie in vielen anderen unserer 
Nachbarländer. Die Neuinfektionen steigen wieder 
und seit ein paar Tagen auch die Belegungen der Kli-
nikbetten. Wenn diese blöde britische Mutante nicht 
gekommen wäre, die viel ansteckender und wohl 
auch tödlicher ist, wären wir aktuell wahrscheinlich 
wieder bei 20er Inzidenzen õ dann hätte der letzte 
Lockdown viel geholfen. Sollen wir also weiter öff-
nen? Gestern sagte einer, das wäre wie beim 42-km-
Marathonlauf bei Kilometer 38 aufzuhören. Dann 
wäre alles umsonst gewesen.  

Der dritte Punkt: die für viele nicht mehr erkennbare 
Logik hinter Beschlüssen. Hier müssen wir Politiker 
viel mehr erklären. Zum Beispiel, warum man nach 
Mallorca ins Hotel reisen darf, aber nicht in die Feri-
enwohnung mit Selbstversorgung an die Ostsee. Es 
gab schon letztes Jahr den Wunsch, dass man die 
Reisewarnungen doch bitte nachvollziehbar und be-
rechenbar machen möge. Das macht das Auswärtige 
Amt auch. Mallorca hat nun mal derzeit eine Inzidenz 
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Liebe Leserin, lieber Leser,  

heute möchte ich zwei Themen ansprechen, die 
uns bewegt, viele von uns auch aufgeregt haben. 
Da ist zum einen die Maskenaffäre. Mich hat das 
Verhalten meiner Abgeordnetenkollegen, die sich 
durch Provisionen bei Maskenverkäufen bereichert 
haben, entsetzt und abgestoßen. Denn Profit aus 
seinem Mandat zu ziehen, widerspricht meiner 
Auffassung eines Abgeordnetenmandats. Dies gilt 
umso mehr in Zeiten einer Pandemie õ aus der Not 
anderer noch Profit für sich selbst schlagen zu wol-
len, ist widerwärtig. Ich bin daher sehr froh, dass 
die Betroffenen inzwischen ihre Parteimitglied-
schaft gekündigt und weitere Konsequenzen gezo-
gen haben. 

Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben uns 
als Reaktion auf diese Vorfälle einen Verhaltensko-
dex gegeben. Die Regeln, die wir uns damit selbst 
auferlegen, gehen dabei deutlich über die rechtli-
chen Regelungen des Abgeordnetengesetzes hin-

Michael Donth 

Mitglied des Deutschen Bundestages   

Büro Reutlingen, Seestraße 6-8, 72764 Reutlingen 
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I. Die politische Lage in 

 Deutschland 

 
Die Ereignisse der vergangenen Tage und Wochen õ 

die Vorwürfe gegen einzelne Abgeordnete õ waren 
sehr schlimm und haben uns auf eine harte Belas-

tungsprobe gestellt. Wir haben umgehend reagiert. 
Mit Aufklärung, Transparenz und einem Verhaltens-

kodex wollen wir verlorenes Vertrauen zurückge-
winnen. Der Geschäftsführende Fraktionsvorstand 

hat eine 10-Punkte-Transparenzoffensive vorge-
stellt, an deren Umsetzung wir bereits arbeiten õ 

sehr zügig, aber auch mit der erforderlichen Sorg-

falt. 

Mitglied des Deutschen Bundestages zu sein, ist 

Ehre und Verpflichtung zugleich. Wer dieses Amt 
ausüben darf, muss sich dabei allein am Nutzen für 

das Gemeinwohl orientieren. Das ist und das bleibt 

unser Anspruch. 

 
Wir sind in Deutschland in einem schwierigen Spa-

gat. Auf der einen Seite sehen wir große Erschöp-
fung in den Familien, in den Schulen, in den Unter-

nehmen, den Geschäften und bei Selbständigen. Die 
angespannte Lage zeigt sich deutlich bei unzähligen 

Gesprächen in unseren Wahlkreisen. Andererseits 
sehen wir wieder steigende Infektionszahlen und 

wachsende Belastungen des medizinischen Perso-

nals und der Krankenhäuser. 

Auch wenn der Wunsch, wieder zur Normalität zu-

rückzukehren, zutiefst verständlich ist, können wir 

noch keine Entwarnung geben. Lockerungen zum 
falschen Zeitpunkt würden die Pandemie leider im-

mer nur noch weiter verlängern. Das ist unpopulär,  
das weiß ich, das entspricht aber auch den Einschät-

zungen der Wissenschaftler. 

Für ein erfolgreiches Krisenmanagement braucht es 
zweierlei: Klare, nachvollziehbare und vor allem ein-

heitliche Regeln, die sich im Alltag bewähren. Und 
es braucht eine ständig verbesserte Test- und Impf-

strategie. Hier wollen wir als Fraktion weiter unse-
ren Beitrag leisten, den Exekutiven in Bund und Län-

dern Hinweise zu geben, die wir aus den Wahlkrei-
sen mitnehmen. Es gilt jetzt, für ein paar Wochen 

Union muss in Pandemie zusammenführen 
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von 20, in Vorpommern-Greifswald liegt sie hinge-
gen bei 118 und in Rostock bei 83. Hier kann man 
also nur an die Verantwortung der Menschen appel-
lieren. Denn jetzt ist, da bin ich ganz bei Armin La-
schet, nicht die Zeit für Reisen, wie er als Reaktion 
auf Mallorca mitteilte.  

Der vierte Punkt ist Respekt. Respekt für die, die uns 
z.B. als Ärzte oder Pflegekräfte helfen, durch die Pan-
demie zu kommen. Respekt aber auch für die Bun-
deskanzlerin, die die Fehlentscheidung der Minister-
präsidentenkonferenz für eine sogenannte Osterru-
he auf ihre Kappe genommen und die Bürgerinnen 
und Bürger dafür um Entschuldigung gebeten hat. 
Dabei war diese Entscheidung sicherlich keine einfa-
che: Wir brauchen eine Maßnahme, um das Infekti-
onsgeschehen zu bremsen. Da andere Vorschläge 
durch die Ministerpräsidenten abgelehnt wurden, 
wurde schließlich die Idee der Osterruhe geboren 
und (leider ungeprüft) von der Runde beschlossen. 
Erst am nächsten Tag wurde dies als juristisch und 
logistisch nicht umsetzbar õ zumindest in so kurzer 
Zeit õ erkannt. Ich bin gespannt, wie die Bundeslän-
der nun mit eigenen Maßnahmen die Begrenzung 
des Infektionsanstiegs erreichen wollen. 

Abschließend das fünfte Stichwort: Perspektive. 
Perspektive ist mit der Impfkampagne verknüpft: Wir 
haben und werden bis Ende April 20 Mio. Impfdosen 
bekommen. Das ist trotz des AstraZeneca-Debakels 
1 Mio. mehr als ursprünglich vorgesehen und zuge-
sagt. Im 2. Quartal werden weitere 65 Mio. Impfdo-
sen hinzukommen. Damit können dann über 40 Mio. 
Deutsche bis Ende Juni zweimal geimpft werden. 
Und spätestens im 3. Quartal kommen noch mehr 
Impfdosen. Das Problem ist nicht die Bestellung, 
sondern die Herstellung. Und da hilft auch kein Ver-
gleich mit Israel oder sonstigen Ländern, denn nicht 
der prozentuale Anteil der geimpften Bevölkerung 
ist das Maß, sondern die absolute Stückzahl der Do-
sen.  

Impfungen sind der Weg aus der Corona-Pandemie. 
Jede Impfung bringt uns dem Ende der Einschränkun-
gen näher. Fast 10 Mio. Menschen sind schon ge-
impft. Die Pandemie und der damit verbundene 
Lockdown zerren an unser aller Nerven. Ich möchte 
das nicht schön reden, es ist eine echte Herausforde-
rung für uns alle.  

Lassen Sie sich nicht unterkriegen und bleiben Sie 
gesund!  

 

Ihr  

Michael Donth 
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noch einmal eng zusammenstehen. Denn in diesen 

Tagen entscheidet sich, wie wir den Sommer ver-

bringen können. 

 
Der endgültige Durchbruch beim Mehrjährigen Fi-

nanzrahmen der EU (2021-2027) gelang unter deut-
scher EU-Ratspräsidentschaft im vergangenen Jahr. 

In einem historischen Akt der Solidarität verständig-
ten sich die Mitgliedstaaten auch auf das zeitlich 

twy¥w¡§w ¨¡v w{¡ s~{yw S¨xts¨{¡¦§¥¨ w¡§ ć`w«§ 
Yw¡w¥s§{¢¡ Wg÷@ [¡ v{w¦w¥ i¢uzw ¦§{  w¡ ª{¥ tw{?

den Beschlüsse im Deutschen Bundestag zu. Wir 
erwarten und erhoffen uns aus Brüssel und den Mit-

y~{wv¦§ss§w¡ w{¡w ć{  w¥ tw¦¦w¥w g¡{¢¡÷ :ćw©w¥ tw§?
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an ihrer eigenen Souveränität in Wirtschaft, Ge-
sundheit, Nachhaltigkeit, Forschung und Verteidi-

gung arbeitet.  

II.  Die Woche im Parlament  

 
Wir beraten über den Antrag der Bundesregierung 

zur Fortführung des Einsatzes EUNAVFOR MED IRI-
NI. Die Operation ist Teil des breiten politischen 

Ansatzes 
der EU zur 

Stabilisie-
rung Liby-

ens. Sie 

trägt im 
zentralen 

M i t t e l -
meer zur 

Ü b e r w a -
chung und Umsetzung des Waffenembargos der VN 

gegenüber Libyen bei. Daneben hat sie zum Ziel, 
Schleuser- und Menschenhändlernetzwerke zu be-

kämpfen und aufzulösen. Außerdem wird die liby-
sche Küstenwache und Marine im Kapazitätsaufbau 

und bei der Ausbildung unterstützt. Die Mandats-
obergrenze bleibt unverändert und sieht den Einsatz 

von bis zu 300 Soldaten vor. Die Laufzeit des Man-

dats beträgt erneut ein Jahr bis zum 30. April 2022.  

Dieser Einsatz, über dessen Fortführung wir bera-

ten, dient im Kern dem Schutz der internationalen 
Seeschifffahrt. Dies betrifft insbesondere den 

Schutz der Schiffe des Welternährungsprogramms 
der Vereinten Nationen und der Mission der Afrika-

nischen Union in Somalia (AMISOM) vor der Küste 
Somalias sowie der Pirateriebekämpfung. Die für die 

Piraterie verantwortlichen kriminellen Netzwerke 
w e i c h e n 

z u n e h -
mend auf 

a n d e r e 
Aktivi tä-

ten wie 
den illega-

len Han-
del mit 

Waffen, Drogen, Holzkohle oder Schlepper- und 
Schleuserfahrten aus. Deshalb hat der Rat der EU 
2020 die Aufgaben der Operation erweitert. A-
TALANTA wird künftig einen Beitrag zur Durchset-

zung des Waffenembargos der Vereinten Nationen 
gegen Somalia und zur Bekämpfung des Drogenhan-

dels leisten. Die Personalobergrenze wird von bisher 
400 Soldaten auf 300 reduziert und der Zeitraum 

wird bis zum 30. April 2022 verlängert.  

 
Der Antrag unterstreicht die Bedeutung beruflicher 
Bildung für die wirtschaftliche Entwicklung in Ent-

wicklungsländern, worin Deutschland besondere 
Erfahrungen und Fähigkeiten besitzt, die es effizient 

einzusetzen gilt. Er begrüßt die bereits bestehenden 
d e u t s c h e n 

Aktivitäten im 
Bereich der 

be ru f l i chen 
Bildung in 

Entwicklungs-
ländern sowie 

die Mitwir-
kung von Un-

ternehmen bei der Entwicklung arbeitsmarktgerech-
ter Ausbildungsinhalte. Außerdem fordert der An-

trag weitere Unterstützung für Programme, die der 
Verbesserung von Berufsausbildung in den Partner-
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ländern dienen. Dazu gehört auch der Erfahrungs-

transfer durch deutsche Unternehmen. Der Antrag 
flankiert die Schwerpunktsetzung des Reformkon-

zepts "BMZ 2030" des Bundesministeriums für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.  

 
In erster Lesung bringen wir einen Gesetzentwurf 
ein, mit dem wir das große Potential der Digitalisie-
rung im Gesundheitsbereich weiter ausschöpfen. 

Damit dies gelingt, müssen die umfangreichen be-
stehenden Regelungen fortlaufend an aktuelle Ent-

wicklungen angepasst, ausgebaut und um neue An-
sätze ergänzt werden. Der Entwurf schafft Anreize, 

die Versorgung mit digitalen Gesundheitsanwen-
dungen auszubauen und auf den Pflegebereich zu 

erweitern. Die Vorteile der elektronischen Patien-
tenakte sollen stärker genutzt werden. Eine weitere 

Maßnahme ist das Ausweiten der digitalen Kommu-
nikation im Gesundheitsbereich durch Schaffung 

eines Videokommunikations- und Messagingdiens-
tes. Videosprechstunden sollen auch für Heilmit-

telerbringer und Hebammen möglich werden. 
Schließlich sollen weitere Leistungserbringer an die 

Telematikinfrastruktur angeschlossen werden.  

 
Das Vorhaben, das wir in erster Lesung diskutieren, 

dient der notwendigen Anpassung der Datenschutz-
bestimmungen des Telekommunikationsgesetzes 

(TKG) und des Telemediengesetzes (TMG) an die EU

-Datenschutz-Grundverordnung. Die einschlägigen 

Regelungen werden im Telekommunikation-
Telemedien-Datenschutzgesetz (TTDSG) in einem 

neuen Stammgesetz zusammengeführt.  

 
Wir beraten und verabschieden den Antrag der Bun-
desregierung zur Verlängerung des Mandats für den 

Einsatz deutscher bewaffneter Streitkräfte im Rah-
men der 

N A T O -
ge führ ten 

M i s s i o n 

ćdw¦¢~¨§w 
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A f g h a n i s -
tan. Um ei-

ne rasche Neubefassung durch den im September 
2021 neu gewählten Deutschen Bundestag und die 

neue Bundesregierung zu ermöglichen, beträgt die 
Mandatslaufzeit 10 Monate. Das Mandatsende ist 

der 31. Januar 2022. Die Mandatsverlängerung soll 
insbesondere dazu dienen, den im September 2020 

begonnenen innerafghanischen Friedensprozess 
zwischen den Vertretern der afghanischen Regie-

rung und den Taliban abzusichern. Die fortgesetzte 
Präsenz der NATO-Truppen ist dabei essentiell für 

die erfolgreiche Umsetzung des Friedensprozesses. 
Deutschland bleibt weiterhin Rahmennation im 

Norden des Landes und leistet einen Beitrag zur 
Ausbildung und Beratung der afghanischen Streit-

kräfte. Die personelle Obergrenze verbleibt auf dem 

bisherigen Niveau von 1300 Soldaten.  

Gesetz zur Regelung des Datenschutzes 

und des Schutzes der Privatsphäre in der 

Telekommunikation und bei Telemedien 

D i g i t a l e -V e r s o r g u n g- u n d - P f l e g e -

Modernisierungs-Gesetz 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 

deutscher Streitkräfte am NATO-geführten 

Einsatz Resolute Support 


